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Bericht des Vorstands gemäß § 203 Abs. 2 Satz 2, § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG zu 

Tagesordnungspunkt 9 über die Gründe für die Ermächtigung des Vorstands, das 

Bezugsrecht der Aktionäre bei Kapitalerhöhungen aus dem Genehmigten Kapital 

auszuschließen 

 

 Punkt 9 der Tagesordnung sieht vor, den Vorstand zu ermächtigen, mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats das Grundkapital gegen Bar- und/oder Sacheinlagen einmalig oder mehrfach, um 

bis zu insgesamt Euro 8.000.000,00 zu erhöhen. Die Ermächtigung ist bis zum 30. Juni 2025 

befristet. Die Bestimmung der weiteren Einzelheiten obliegt dem Vorstand. Das Genehmigte 

Kapital soll der Gesellschaft ermöglichen, sich bei Bedarf zügig und flexibel Eigenkapital zu 

günstigen Konditionen zu beschaffen. Bei der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals wird den 

Aktionären grundsätzlich ein Bezugsrecht gewährt. Die neuen Aktien können von einem oder 

mehreren durch den Vorstand bestimmten Kreditinstituten mit der Verpflichtung übernommen 

werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). 

 

 Das Bezugsrecht kann jedoch vom Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats bei der 

Ausnutzung des Genehmigten Kapitals ausgeschlossen werden 

 

a)  für Spitzenbeträge; 

 

b)  wenn die neuen Aktien gegen Sacheinlage im Rahmen des Erwerbs von Unternehmen, 

Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen ausgegeben werden; 

 

c)  bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlage, wenn der Ausgabebetrag der neuen Aktien 

den Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien gleicher Gattung und Ausstattung 

zum Zeitpunkt der endgültigen Festsetzung des Ausgabebetrags durch den Vorstand 

nicht wesentlich im Sinne der §§ 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 

unterschreitet und der auf die neuen Aktien, für die das Bezugsrecht ausgeschlossen 

wird, insgesamt entfallende anteilige Betrag des Grundkapitals 10% nicht übersteigt, 

und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch – falls dieser Wert geringer ist 

– im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Auf die Höchstgrenze von 10% des 

Grundkapitals sind Aktien anzurechnen, die in direkter oder entsprechender 

Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG während der Laufzeit des Genehmigten 

Kapitals bis zum Zeitpunkt von dessen Ausnutzung unter Ausschluss des Bezugsrechts 

der Aktionäre ausgegeben oder von der Gesellschaft veräußert werden, sowie Aktien, 

die zur Bedienung von Options- oder Wandelschuldverschreibungen mit Wandlungs- 

oder Optionsrecht oder mit Wandlungs- oder Optionspflicht auszugeben sind, sofern die 

Schuldverschreibungen während der Laufzeit des Genehmigten Kapitals bis zum 

Zeitpunkt von dessen Ausnutzung unter Ausschluss des Bezugsrechts in entsprechender 

Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden; 

 

d)  soweit dies erforderlich ist, um Inhabern der von der Gesellschaft oder ihren 

Tochtergesellschaften ausgegebenen Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen 

ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach 
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Ausübung des Options- bzw. Wandlungsrechts bzw. nach Erfüllung von Wandlungs- 

oder Optionspflichten zustehen würde. 

 

Die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge ermöglicht bei einer 

im Wesentlichen mit Bezugsrecht der Aktionäre durchgeführten Kapitalerhöhung die 

Abrundung der Bezugsverhältnisse. Dies erleichtert die Abwicklung der Zuteilung von 

Bezugsrechten und deren Ausübung. 

 

 Die darüber hinaus vorgesehene Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses bei der Ausgabe 

von neuen Aktien gegen Sacheinlagen soll den Vorstand in die Lage versetzen, mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats in geeigneten Einzelfällen im Interesse der Gesellschaft Unternehmen, Teile 

von Unternehmen und Beteiligungen an Unternehmen gegen Überlassung von Aktien der 

Gesellschaft zu erwerben oder sich ggf. auch mit ihnen zusammenzuschließen. Hierdurch soll 

die Gesellschaft die Möglichkeit erhalten, auf nationalen und internationalen Märkten rasch 

und erfolgreich auf vorteilhafte Angebote oder sich sonst bietende Gelegenheiten zum Erwerb 

von Unternehmen, Teilen von Unternehmen oder Beteiligungen an Unternehmen reagieren zu 

können. Nicht selten ergibt sich aus den Verhandlungen die Notwendigkeit, als Gegenleistung 

nicht Geld, sondern Aktien bereitzustellen. Um auch in solchen Fällen erwerben zu können, 

muss die Gesellschaft erforderlichenfalls die Möglichkeit haben, ihr Kapital unter 

Bezugsrechtsausschluss gegen Sacheinlagen zu erhöhen. Der Ausgabebetrag für die neuen 

Aktien würde dabei vom Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats unter Berücksichtigung 

der Interessen der Gesellschaft und der Aktionäre festgelegt werden. Konkrete 

Erwerbsvorhaben, zu deren Durchführung das Grundkapital mit Bezugsrechtsausschluss erhöht 

werden soll, bestehen zur Zeit nicht. 

 

 Der Beschlussvorschlag zu Punkt 9 der Tagesordnung sieht ferner die Ermächtigung vor, bei 

Ausgabe der neuen Aktien gegen Bareinlage einen Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 

Satz 4 AktG vorzunehmen. Diese Ermächtigung bezieht sich nicht auf den gesamten Betrag des 

Genehmigten Kapitals, sondern auf maximal 10% des Grundkapitals. Die 10%-Grenze des § 

186 Abs. 3 Satz 4 AktG darf insgesamt nur einmal ausgenutzt werden. Das heißt, wenn und 

soweit die Gesellschaft nach dem Beschluss der Hauptversammlung zu Punkt 9 der 

Tagesordnung von gleichzeitig bestehenden Ermächtigungen zum Bezugsrechtsausschluss 

nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG im Zusammenhang mit der Wiederveräußerung eigener Aktien 

oder der Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen Gebrauch macht, reduziert sich die 

Anzahl der Aktien, die bei einer Kapitalerhöhung aus Genehmigtem Kapital unter 

Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden können, 

entsprechend. Das Gesetz erlaubt zudem einen Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 Satz 

4 AktG nur dann, wenn der Ausgabebetrag für die neuen Aktien den Börsenpreis nicht 

wesentlich unterschreitet. 

 Diese Ermächtigung versetzt die Gesellschaft in die Lage, Marktchancen schnell und flexibel 

zu nutzen und einen hierbei entstehenden Kapitalbedarf gegebenenfalls auch sehr kurzfristig zu 

decken, ohne die für eine Kapitalerhöhung mit Bezugsrecht erforderlichen formalen Schritte 

und gesetzlichen Fristen einhalten zu müssen. Durch die Ausgabe der Aktien in enger 

Anlehnung an den Börsenpreis werden auch die Belange der Aktionäre gewahrt. Denn diese 
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müssen keine nennenswerten Kursverluste befürchten und können ggf. zur Erhaltung ihrer 

Beteiligungsquote erforderliche Aktienzukäufe zu vergleichbaren Preisen über die Börse 

vornehmen. 

 

 Schließlich soll das Bezugsrecht der Aktionäre auch ausgeschlossen werden können, soweit es 

erforderlich ist, um den Gläubigern von Schuldverschreibungen mit Wandlungsrecht, 

Wandlungspflicht oder Optionsrechten ein Bezugsrecht auf neue Aktien gewähren zu können, 

wenn dies die Bedingungen der jeweiligen Schuldverschreibung vorsehen. Solche 

Schuldverschreibungen beinhalten in der Regel einen Verwässerungsschutz, der besagt, dass 

den Gläubigern bei nachfolgenden Aktienemissionen mit Bezugsrecht der Aktionäre anstelle 

einer Ermäßigung des Options- bzw. Wandlungspreises ein Bezugsrecht auf neue Aktien 

eingeräumt werden kann, wie es auch den Aktionären zusteht. Sie werden damit so gestellt, als 

ob sie ihr Options- oder Wandlungsrecht bereits ausgeübt hätten bzw. eine Wandlungspflicht 

erfüllt wäre. Dies hat den Vorteil, dass die Gesellschaft den Options- oder Wandlungspreis nicht 

aus Gründen des Verwässerungsschutzes ermäßigen muss. Da die Platzierung der Emission 

dadurch erleichtert wird, dient der Bezugsrechtsausschluss dem Interesse der Aktionäre an einer 

optimalen Finanzstruktur ihrer Gesellschaft. Derzeit wurden von der Gesellschaft und ihren 

Tochtergesellschaften keine Options- oder Wandelschuldverschreibungen ausgegeben.  

Die Ermächtigung enthält zum Schutz der Aktionäre eine Beschränkung des Gesamtumfangs 

der Kapitalmaßnahmen, bei denen das Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossen wird. Der 

anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf Aktien entfällt, die gemäß vorstehenden lit. b) bis 

d) unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre gegen Bar- oder Sacheinlagen ausgegeben 

werden, darf insgesamt 10% des im Zeitpunkt der Beschlussfassung der Hauptversammlung 

bestehenden Grundkapitals der Gesellschaft nicht übersteigen. Hierauf sind – vorbehaltlich 

einer von einer nachfolgenden Hauptversammlung etwa zu beschließenden erneuten 

Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss – die Aktien anzurechnen, die während der 

Laufzeit des Genehmigten Kapitals unter einer anderen Ermächtigung unter Ausschluss des 

Bezugsrechts ausgegeben werden oder auf die sich Options- oder 

Wandelschuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrecht oder mit Wandlungs- oder 

Optionspflicht beziehen, die während der Laufzeit des Genehmigten Kapitals unter Ausschluss 

des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben werden. 
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